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Gemeinde Kleinmachnow 
 

Anfrage öffentlich 
 

Datum:  05.12.2022 Einreicher:   CDU-Fraktion DS-Nr. 137/22 

    

Entgegennahme KSD: 

 

Beratungsfolge Sitzungsdatum 

Gemeindevertretung 15.12.2022 

 

Betreff: 
 

20% Energieeinsparung und eine verbesserte Kristenfestigkeit - wie 

schaffen wir das in Kleinmachnow? 

 

Sachverhalt: 

 

Die aktuellen Krisen mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine, der Pandemie sowie 

zunehmenden Extremwetterereignissen zeigen, dass die Widerstands- und Anpassungsfähigkeit des 

Gemeinwesens gegenüber Katastrophen und Krisen verbessert werden muss. Die Resilienzstrategie der 

Bundesregierung betrachtet erstmals ganzheitlich alle Phasen des Risiko- und Krisenmanagements: 

Prävention, Vorsorge, Bewältigung sowie Nachbereitung. 

Aktuell ist die Energiekrise im Fokus: der zweite Netzstresstest kommt zu dem Ergebnis, dass stundenweise 

krisenhafte Situationen im Stromsystem nicht ausgeschlossen sind. 

Für den Gasbereich hat die Bundesnetzagentur aktualisierte Szenarien veröffentlicht. Die BNetzA betont 

die längerfristige Notwendigkeit, das Sparziel von mindestens 20 Prozent einzuhalten, um durch den 

Winter zu kommen. Viele Städte senken nicht nur die Temperaturen in öffentlichen Gebäuden ab, sondern 

unternehmen weitere Anstrengungen (Änderung der Beleuchtung, Umrüstung auf LED, 

Nachtabschaltungen, Schließung besonders energieintensiver, aber nicht notwendiger Einrichtungen wie z. 

B. Saunen, hydraulische Abgleiche, neue Heizungsanlagen …). 

Auch Kleinmachnow muss sich auf Krisenlagen wie den Ausfall der Gas- und/oder der Stromversorgung 

vorbereiten und die eigenen Hausaufgaben erledigen. Die Verwaltung hat zu diesem Themenkomplex im 

UVO gesagt, dass sie in Vorbereitung konkreter Maßnahmen sei. Dies begrüßen wir und mahnen zur Eile. 

 

Wir fragen daher den Bürgermeister: 

1. Wie soll in Kleinmachnow kurz- und langfristig das Energiesparziel von mindestens 20% erreicht 

werden? 

2. Welche Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Wasser- und Wärmeversorgung im Falle eines länger 

andauernden Stromausfalls bereitet die Verwaltung derzeit vor? Wie wird im Notfall die 

Kommunikation dieser Maßnahmen sichergestellt? Wo und wie viele Meldestellen für die Bürgerinnen 

und Bürger sind im Gemeindegebiet geplant, wenn keine normale Telekommunikation mehr möglich 

ist? 

3. Sind in Abstimmung mit dem Landkreis als Katastrophenschutzbehörde notwendige Absprachen und 

Vorbereitungen getroffen worden (z. B. Erfassung und Kartierung beatmungspflichtiger Menschen, 

Vorbereitung der Pflegeeinrichtungen, Planung von Wärmeinseln usw.)? 

4. Erwägt die Verwaltung eine Information über die Selbstschutzmaßnahmen und Vorsorgemöglichkeiten, 

wie sie z. B. das BBK empfiehlt? Wann würde diese frühestens erfolgen können? 

 

  

  

 gez. Dr. U. Bastians-Osthaus 
 Fraktionsvorsitzende 

 

https://www.bmi.bund.de/DE/themen/bevoelkerungsschutz/resilienzstrategie/resilienzstrategie-node.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/S-T/20220905-sonderanalyse-winter.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Gasversorgung/Hintergrund/221020_gas_szenarien_neu.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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